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Vorbemerkungen, Anlass und Ziele der Planung

Der Wallerfanger Ortsteil Ihn liegt auf dem 
landschaftlich reizvollen Saargau, im Wes-
ten des Saarlandes und unmittelbar an der 
Grenze zu Frankreich.

Das Dorf weist ein aktives Dorfleben auf. In-
nerhalb des Ortes finden sich noch heute 
mehrere Gebäude mit geschichtlichem Hin-
tergrund und einer ansehnlichen histori-
schen Bausubstanz. 

Die Umgebung des Ortes ist durch waldrei-
che Hügel, Felder und attraktive Bach- und 
Wiesentäler geprägt. Insbesondere die bis 
hin zu den Höhen gepflanzten Mischobst-
wiesen geben der abwechslungsreichen 
Gaulandschaft ihren regionaltypischen Cha-
rakter.

Unmittelbar nördlich der Ortslage von Ihn 
findet sich zudem der Ihner Weiher, welcher 
der Mittelpunkt eines beliebten Naherho-
lungsgebietes mit zahlreichen Wander-
wegen ist.

Insgesamt weist der Wallerfanger Ortsteil 
Ihn somit eine hohe Wohn- und Lebensqua-
lität auf.

Bei dem Ort handelt es sich um ein Straßen-
dorf mit einer insbesondere im Ortskern ver-
gleichsweise hohen Bebauungsdichte.  
Nach ver  dichtungspotenziale bestehen je-
doch noch im Bereich der Rammelfanger 
Straße sowie entlang des südlichen Verlaufs 
der Leidinger Straße. 

Insgesamt ist die Baustruktur im Bereich 
des „Ortskernes“ sehr heterogen. Innerhalb 
des Gebietes finden sich sowohl einge-
schossige Bungalows, als auch Mehrfami-
lienhäuser mit bis zu drei Vollgeschossen. 
Kleinflächige Gebäude stehen hierbei den 
großflächigen, teils ortsbildprägenden süd-
westdeutschen Einhäusern gegenüber, die 
vereinzelt über zusätzliche Scheunenanbau-
ten verfügen. 

Zudem findet sich innerhalb des Ortskernes 
von Ihn die großflächige Anlage eines Fut-

termittelbetriebes, die das Erscheinungsbild 
des Ortes insbesondere durch die bestehen-
den Silo-Türme wesentlich prägt. Für den 
Bereich des Futtermittelbetriebes wird aktu-
ell ebenfalls ein Bebauungsplan aufgestellt, 
mit dem Ziel die Spannungen, die bisher im 
Ort aufgrund der ausgeübten Nutzung exis-
tierten, einzudämmen und geltendes Pla-
nungsrecht eindeutig zu definieren.

Der Einfügungsrahmen nach § 34 BauGB ist 
in dem Bereich des „Ortskerns“ demnach 
deutlich aufgeweitet. Ob die zweite Reihe 
zum Ihner Bach hin nach § 34 BauGB be-
urteilt werden kann oder „Außen- im In-
nenbereich“ bildet, ist nicht eindeutig abzu-
leiten.

Die Entwicklungen der letzten Jahre haben 
in dem ländlich geprägten Ihn teils zu ab-
weichenden städtebaulichen Verhältnissen 
geführt. Insbesondere im Bereich des 
„Ortskerns“ besteht demnach die Gefahr, 
dass in Baulücken, im Bereich von Leerstän-
den oder auf Freiflächen Reihen-, Mehrfa-

Luftbild mit Geltungsbereich; Quelle: ZORA, LVGL; Bearbeitung: Kernplan
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milienhäuser oder sonstige großmaßstäbli-
che Gebäudestrukturen errichtet werden, 
die den dörflichen Charakter des Ortes 
maßgeblich stören könnten.

Daher ist es erforderlich, einen Bebauungs-
plan der Innenentwicklung aufzustellen, um 
eine geordnete städtebauliche Entwicklung 
für die Zukunft sicherzustellen.

Für den Bereich des „Ortskerns“ besteht 
bisher kein Bebauungsplan.

Aufgrund der vorhandenen Strukturen - his-
torische Bausubstanz der ehem. südwest-
deutschen Einhäusern in Verbindung mit 
Neubauten - sind der bauliche Rahmen und 
das Einfügungsgebot nach § 34 BauGB 
deutlich aufgeweitet. Mit der Aufstellung 
des Bebauungsplanes der Innenentwick-
lung „Ortskern Ihn“ sollen daher die bau-
planungsrechtlichen Voraussetzungen ge-
schaffen werden, um eine geordnete städ-
tebauliche Entwicklung sicherzustellen.

Hierzu wurden aus der Bestandsbebauung 
insbesondere Festsetzungen hinsichtlich der 
Art und des Maßes der baulichen Nutzung, 
der Bauweise sowie der überbaubaren 
Grundstücksfläche und Vorgaben hinsicht-
lich der Gestaltung der Gebäude getroffen. 
Damit ist der Entwicklungsrahmen definiert, 
der mit dem Bebauungsplan umgesetzt 
wird. 

Der Gemeinderat der Gemeinde Wallerfan-
gen hat daher nach § 1 Abs. 3 BauGB und § 
2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung des 
Bebauungsplanes der Innenentwicklung 
„Ortskern Ihn“ beschlossen.   

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
der Innenentwicklung „Ortskern Ihn“ um-
fasst eine Fläche von ca. 11,1 ha.

Mit der Erstellung des Bebauungsplanes 
und der Durchführung des Verfahrens ist die 
Kernplan Gesellschaft für Städtebau und 
Kommunikation mbH, Kirchenstraße 12, 
66557 Illingen, beauftragt.

Verfahrensart

Das Verfahren wird nach § 13a BauGB (Be-
bauungspläne der Innenentwicklung) 
durchgeführt. Es handelt sich bei der Pla-
nung um eine Maßnahme der Innenent-
wicklung. Mit dem Gesetz zur Erleichterung 
von Planungsvorhaben für die Innenent-
wicklung der Städte vom 21. Dezember 
2006, das mit der Novellierung des Bauge-
setzbuches am 01. Januar 2007 in Kraft 
trat, fällt die seit Juli 2004 vorgesehene 

förmliche Umweltprüfung bei Bebauungs-
plänen der Größenordnung bis zu 20.000 
m2 weg. Dies trifft für den vorliegenden Be-
bauungsplan zu, da durch das Planvorhaben 
weniger als 20.000 m2 an Fläche potenziell 
neuversiegelt wird. Gem. § 13a Abs. 1 
BauGB ist demnach die Fläche maßgeblich, 
die bei Durchführung des Bebauungsplanes 
voraussichtlich versiegelt wird.

Zwar umfasst der Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes insgesamt ca. 11,1 ha, 
allerdings handelt es sich hierbei größten-
teils um eine Bestandsüberplanung. Die 
festgesetzte Grundflächenzahl (GRZ) ent-
spricht der, der Bestandsbebauung. Poten-
zielle Entwicklungsflächen finden sich ledig-
lich entlang der Rammelfanger Straße und 
im südlichen Verlauf der Leidinger Straße. 
Eine Überschreitung des Schwellenwertes 
würde durch eine Nachverdichtung dieser 
Flächen nicht erfolgen. Somit ist eine Vor-
prüfung des Einzelfalls gem. § 13a Abs. 1 
Nr. 2 BauGB nicht erforderlich.

Eine Zulässigkeit von Vorhaben, die einer 
Pflicht zur Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung oder 
nach Landesrecht unterliegen, wird mit dem 
Bebauungsplan nicht begründet.

Auch bestehen keine Anhaltspunkte dafür, 
dass bei der Planung Pflichten zur Vermei-
dung oder Begrenzung der Auswirkungen 
von schweren Unfällen nach § 50 BImSchG 
zu beachten sind.

Weitere Voraussetzung der Anwendung des 
§ 13a BauGB ist, dass keine Anhaltspunkte 
für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 
Nr. 7b BauGB genannten Umweltbelange 
vorliegen. Dies trifft für den vorliegenden 
Bebauungsplan zu.

Damit sind die in § 13a BauGB definierten 
Voraussetzungen erfüllt, um den Bebau-
ungsplan im beschleunigten Verfahren ge-
mäß § 13a Abs. 2 BauGB aufzustellen. Es 
sind keine Gründe gegeben, die gegen die 
Anwendung dieses Verfahrens sprechen.

Die Vorschriften des vereinfachten Verfah-
rens nach § 13 BauGB gelten entsprechend.

Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 13 
Abs. 2 und 3 BauGB und § 13a Abs. 2 und 
3 BauGB von einer Umweltprüfung nach § 
2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht 
nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 
Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umwelt-
bezogener Informationen verfügbar sind, 
der zusammenfassenden Erklärung nach 

§ 10a Abs. 1 BauGB und von der frühzeiti-
gen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 
Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB abgesehen 
wird.

Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten die 
Eingriffe als vor der planerischen Entschei-
dung erfolgt oder zulässig, ein Ausgleich 
der vorgenommenen Eingriffe ist damit 
nicht notwendig.

Flächennutzungsplan

Der Flächennutzungsplan der Gemeinde 
Wallerfangen stellt für das Plangebiet teils 
Wohnbauflächen, teils gemischte Bau-
flächen und für den Bereich des Dorfge-
meinschaftshauses mit der angrenzenden 
Feuerwehr zudem Gemeinbedarfsflächen 
dar.  

Der Bebauungsplan ist somit gemäß § 8 
Abs. 2 BauGB überwiegend aus dem Flä-
chennutzungsplan entwickelt.
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Lage und Begrenzung des 
räumlichen Geltungsbereiches

Ihn liegt im äußersten Westen des 
Saarlandes, direkt an der Grenze zum be-
nachbarten Frankreich. Der Ort ist Teil der 
Gemeinde Wallerfangen und gehört dem 
Landkreis Saarlouis an.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
umfasst den Ortskern von Ihn sowie den Be-
reich der zentralen Ortsdurchfahrten (Lei-
dinger Straße, Rammelfanger Straße). 

Dabei wird der Geltungsbereich wie folgt 
begrenzt:

• Im Norden durch den Ihner Bach mit 
seinem Auenbereich, durch die angren-
zende Wohnbebauung der Rammel-
fanger Straße Hs.-Nr. 15 inkl. der priva-
ten Grün- und Freiflächen sowie durch 
angrenzende Felder und Wiesen,

• im Nordosten durch die Straßenver-
kehrsfläche der Rammelfanger Straße  
sowie durch angrenzende Grün- und 
Gehölzstrukturen,

• im Osten durch den Weinbach mit sei-
nem Auenbereich sowie durch die an-
grenzende Bebauung der Straße „Zum 
Hatzenbüsch“ inkl. der privaten Grün- 
und Freiflächen (Gärten),

• im Südosten, Süden und Südwesten 
durch angrenzende Felder und Wiesen 
sowie 

• im Westen und im Nordwesten durch 
den Ihner Bach mit seinem Auenbe-
reich.

Die genauen Grenzen des Geltungs-
bereiches sind der Planzeichnung des 
Bebauungs planes zu entnehmen.

Nutzung des Plangebiets 
und Umgebungsnutzung, 
Eigentumsverhältnisse

Bei dem Plangebiet handelt es sich um den 
Bereich des „Ortskerns“ Ihn samt angren-
zender Bebauung.

Hinsichtlich der Nutzungsstruktur ist das 
Plangebiet dabei zweigeteilt. Während im 
Bereich nördlich der Rammelfanger Straße 
sowie im südlichen Verlauf der Leidinger 
Straße in erster Linie Wohnnutzungen be-
stehen, ist der restliche Bereich des Plange-
bietes mischgenutzt.

Diese Flächen sind zwar nicht-überwiegend 
gewerblich geprägt (Wohnnutzung), es fin-
den sich hier jedoch auch gewerbliche Be-
triebe (zwei Schnapsbrennereien, Baubera-
ter). Geprägt werden diese Bereiche zudem 
durch teils noch erhaltene, ehem. Bauern-
häuser (südwestdeutsche Einhäuser). Auch 
landwirtschaftliche Nutzungen (überwie-
gend als Nebenerwerbsstellen) sind hier 
noch erkennbar. Diese Bereiche des Plange-
bietes entsprechen somit der 
Zweckbestimmung eines dörflichen Wohn-
gebietes bzw. zeigen, dass Fortentwick-
lungspotenzial in diese Richtung besteht.

Quer durch das Plangebiet (von Osten in 
Richtung Westen) verläuft der Weinbach, 
der eine Zäsur innerhalb des Siedlungsge-
bietes darstellt. Darüber hinaus verläuft 

Grundlagen und Rahmenbedingungen

Der ländlich geprägte Ortsteil Ihn der Gemeinde Wallerfangen (Blick aus Richtung Süden)

Blick ins Plangebiet aus Richtung Süden (Leidinger Straße)
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entlang der (nord-) westlichen Geltungsbe-
reiches-Grenze der Ihner Bach. Entlang der 
Bachläufe finden sich teils größere private 
Grünflächen, die insbesondere auch bei 
Starkregen wichtige Funktionen  überneh-
men. Diese liegen zum Teil innerhalb des 
Plangebietes.

Durch das Plangebiet führt weiterhin die 
Landstraße L 354 (Leidinger Straße) sowie 
die L 355 (Rammelfanger Straße).

Die unmittelbare Umgebung des Plangebie-
tes ist in erster Linie durch Wohnnutzungen 
und sonstige die Wohnnutzungen nicht stö-
rende Einrichtungen und Betriebe geprägt. 

Das Erscheinungsbild von Ihn wird wesent-
lich von der Kirche St. Hubertus am Hoh-
berg geprägt. Zudem findet sich innerhalb 
des Ortskernes - direkt angrenzend an den 
Geltungsbereich - die großflächige Anlage 
eines Futtermittelbetriebes, die das Erschei-

Wohnbebauung im Bereich der Rammelfanger Straße

Luftbild mit Geltungsbereich und Beurteilung der wesentlichen Gebäudestrukturen; Quelle: ZORA, LVGL; Bearbeitung: Kernplan
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nungsbild des Ortes insbesondere durch die 
bestehenden Silo-Türmen ebenfalls prägt.

Im Norden, Süden und Osten geht der Gel-
tungsbereich in die freie Landschaft über.

Die innerhalb des Geltungsbereiches liegen-
den Flurstücke befinden sich zum überwie-
genden Teil im Eigentum von Privatperso-
nen.

Topografie des Plangebiets

Das Plangebiet ist topografisch geprägt. Der 
Geltungsbereich fällt von den Außenberei-
chen in Richtung „Ortskern“ ab. 

Da es sich um eine Bestandsüberplanung 
handelt, ist jedoch nicht davon auszugehen, 
dass sich die Topografie wesentlich auf die 
Festsetzungen dieses Bebauungsplanes 
auswirken wird.

Verkehrsanbindung

Das Plangebiet ist bereits vollständig an das 
öffentliche Verkehrsnetz angeschlossen. 

Die Verkehrserschließung erfolgt insbeson-
dere über die innerhalb des Plangebietes 
verlaufende Rammelfanger Straße (L 355) 
bzw. Leidinger Straße (L 354).

Die nächsten Autobahn-Anschlussstellen 
befinden sich ca. 10 km nordöstlich (BAB 8, 
AS 7 „Rehlingen“) bzw. 12 km östlich (BAB 
620, AS 2 „Wallerfangen“) entfernt.

Die Anbindung an den ÖPNV erfolgt über 
zwei Bushaltestellen (eine außerhalb des 
Geltungsbereiches). Ab hier besteht insbe-
sondere eine Anbindungsmöglichkeit in 
Richtung Wallerfangen.

Die Erreichbarkeit des kommunalen Haupt-
ortes, Wallerfangen, mit ca. 12 min und des 
nächsten Mittelzentrums, Saarlouis, mit 19 
min per PKW, der Routenverlauf und der 
unregelmäßige und dünne Takt der Busli-
nien 422 und 922 von der Haltestelle „Im 
Pfarrgarten“ bzw. „Verkehrsinsel“ (außer-
halb des Geltungsbereichs) verdeutlichen 
die Grenznähe des Ortes Ihn zu Frankreich 
und das Ausbaupotenzial im ÖPNV.

Zur Realisierung des Bebauungsplanes be-
darf es allerdings keiner weiterer  
Erschließungsanlagen.

Ver- und Entsorgung

Das Plangebiet ist vollständig an das örtli-
che System der Ver- und Entsorgung ange-

schlossen. Bei künftigen im Plangebiet zu-
lässigen baulichen Maßnahmen handelt es 
sich lediglich um Abrundungen innerhalb 
der ortsüblichen, derzeitigen Bebauungs-
dichte.

Entsprechende Detailplanungen müssen vor 
der Bauausführung noch mit den Ver- und 
Entsorgungsträgern abgestimmt werden.

Die Entwässerung innerhalb des Plange-
biets erfolgt im Bestand im Mischsystem.

Die Einleitung des nicht verunreinigten Nie-
derschlagswassers in den Weinbach bzw. 
den Ihner Bach bedarf der Erlaubnis der zu-
ständigen Genehmigungsbehörde.

Denkmalgeschütztes ehem. südwestdeutsches Einhaus im Bereich der Straße „Zum Hatzenbüsch“

Bebauung im Bereich der Weinbachstraße
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Übergeordnete Planungsvorgaben der Raumordnung und Landesplanung; naturschutzrechtliche Be-
lange; geltendes Planungsrecht

Kriterium Beschreibung

Landesentwicklungsplan (Siedlung und Umwelt)

zentralörtliche Funktion Ihn: Nahbereich des Grundzentrums Wallerfangen; Siedlungsachse 1. Ordnung

Vorranggebiete nicht betroffen

zu beachtende Ziele und Grundsätze • Nachrichtlich übernommene Siedlungsfläche - entspricht dem Planvorhaben

• keine Restriktionen für die Aufstellung eines Bebauungsplanes 

Landschaftsprogramm • Keine speziellen Entwicklungsziele oder Funktionszuweisungen

Übergeordnete naturschutzrechtliche Belange

Gebiete von gemeinschaftlicher 
Bedeutung

• Nicht direkt betroffen
• Unmittelbar (nord-) westlich grenzen jedoch FFH- und Vogelschutzgebiete an das 

Plangebiet an (entlang des Ihner Baches); aufgrund der bereits bestehenden Be-
bauung ist jedoch nicht mit Auswirkungen auf diese zu rechnen

Naturpark • Lage im Naturpark Saar-Hunsrück (damit aber keine restriktiven Wirkungen verbun-
den)

Sonstige Schutzgebiete: Naturschutz-, 
Landschaftsschutz-, Wasserschutzgebiete, 
Geschützte Landschaftsbestandteile, Na-
tionalparks, Biosphärenreservate 

• Nicht direkt betroffen
• Unmittelbar nord- sowie südwestlich grenzen jedoch Naturschutzgebiete an das 

Plangebiet an (entlang des Ihner Baches, außerhalb des Geltungsbereiches); auf-
grund der bereits bestehenden Bebauung ist jedoch nicht mit Auswirkungen auf 
diese zu rechnen

• Zudem finden sich (nord-) westlich als auch östlich der Siedlungslage von Ihn Land-
schaftsschutzgebiete; Auswirkungen sind nicht zu erwarten

• Insbesondere entlang der Bachläufe (Ihner Bach, Weinbach) finden sich zudem ge-
schützte Biotopflächen (teils innerhalb des Geltungsbereiches); entsprechende Fest-
setzungen zum Schutz dieser Flächen werden in den Bebauungsplan aufgenommen;

Luftbild mit Darstellung der geschützten Biotopflächen (rot schraffierte Bereiche) sowie des angrenzenden 
Naturschutzgebietes (grüne Flächen); Quelle: ZORA, LVGL; Bearbeitung: Kernplan; Stand Abruf: 08.04.2022
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Kriterium Beschreibung

Denkmäler / Naturdenkmäler / archäolo-
gisch bedeutende Landschaften nach § 6 
SDSchG oder in amtlichen Karten verzeich-
nete Gebiete

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes befindet sich eine Einzelanlage, die dem Denk-
malschutz unterliegt. Bauliche Eingriffe, wie auch die Veränderung des Erscheinungsbil-
des dieser Einzelanlage bedarf der Genehmigung. 
Folgendes Gebäude unterliegt dem Denkmalschutz, dieses ist nachrichtlich in den Be-
bauungsplan zu übernehmen:

• Zum Hatzenbüsch 3 (Bauernhaus, 1804)

Bei der Veränderung dieses Gebäudes ist der Denkmalschutz zu beachten (denkmalrecht-
liche Genehmigung). Dies gilt auch für Anlagen in der Umgebung eines Baudenkmals
(Rücksichtnahme).

Informelle Fachplanungen Auf der Grundlage der vorliegenden Geofachdaten (Quelle: Geoportal Saarland) be-
stehen keine Hinweise auf das Vorkommen wertgebender Biotoptypen bzw. Arten inner-
halb oder im nahen Umfeld (Siedlungsbereich):

• keine Fundorte gem. ABDS (Arten- und Biotopschutzdaten 2017 Saarland) innerhalb 
des Siedlungsumfeldes

• die älteren Daten des ABSP belegen im Außenbereich u. a. die für die Halboffenland-
schaft und Streuobstwiesen der Gaulandschaften typischen Vogelarten (Wendehals, 
Neuntöter, Turteltaube, Rotmilan) und entlang des Ihner Baches den Eisvogel, die 
Wasseramsel und den Feldschwirl sowie unter den FFH-Anhang-Arten den Kamm-
molch und die Helm-Azujungfer; für die Zauneidechse und die Schlingnatter liegen 
ältere Nachweise in der Feldflur westlich der Ortslage von Ihn vor

• am Westrand reicht der Geltungsbereich des Bebauungsplanes bis an den Ihner Bach 
und umfasst damit auch den n. § 30 BNatSchG gesetzlich geschützten Bachlauf mit 
Gehölzsaum; diese Bereiche sind im Rechtsplan als Grünfläche mit 10m naturnah zu 
bewirtschaftendem Randstreifen festgesetzt, eine über die bestehende Nutzung hi-
nausgehende Legitimierung besteht nicht bzw. beschränkt sich durch bestehendes 
Naturschutzrecht; ansonsten sind keine weiteren geschützten Biotope oder regist-
rierte Lebensräume n. Anh. 1, FFH-Richtlinie betroffen

• durch diese Festsetzung kann, da es sich im Wesentlichen um eine Bestandssicherung 
oder Nachverdichtung handelt, grundsätzlich ohne nähere Prüfung von einer FFH-
Verträglichkeit des Bebauungsplanes ausgegangen werden

Allgemeiner Artenschutz

Allgemeiner Schutz wild lebender Tiere und 
Pflanzen (§ 39 Abs. 5 Punkt 2 BNatSchG)

Im Rahmen der Planung sind Gehölzstrukturen betroffen. Zum Schutz wild lebender Tiere 
und Pflanzen ist die gesetzliche Rodungszeit vom 01. Oktober bis 28. Februar einzuhal-
ten.

Besonderer Artenschutz (§§ 19 und 44 des BNatSchG)

Störung oder Schädigung besonders ge-
schützter Arten bzw. natürlicher Lebens-
räume nach USchadG, Verbotstatbestand 
nach § 44 BNatSchG

Zu den artenschutzrechtlich relevanten Ar-
ten zählen alle gemeinschaftsrechtlich ge-
schützten Tier- und Pflanzenarten d. h. alle 
streng geschützten Arten inklusive der 
FFH-Anhang-IV-Arten sowie alle europäi-
schen Vogelarten. „Allerweltsarten“ mit 
einem landesweit günstigen Erhaltungszu-
stand und einer großen Anpassungsfähig-
keit (d. h. bei diesen Arten sind keine popu-
lationsrelevanten Störungen und keine Be-
einträchtigungen der ökologischen Funk-
tion ihrer Lebensstätten, insbesondere der 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten zu erwar-
ten) werden nicht speziell geprüft.

Biotop-/Habitatausstattung des Geltungsbereiches:

• der ca. 11,1 ha große Geltungsbereich umfasst praktisch den gesamten östlichen 
Ortsbereich von Ihn einschließlich des Dorfkernes; ausgeschlossen sind lediglich die 
peripheren Neubaugebiete

• der bäuerlich-dörfliche Charakter eines typischen Gaudorfes soll durch den Bebau-
ungsplan rechtlich gesichert und die Bebauung entsprechend reglementiert werden

• bauliche Erweiterungsoptionen bestehen lediglich in den wenigen Baulücken und 
den innerörtlichen privat genutzten Grünflächen hinter der bestehenden Bebauung

• dörflicher Charakter mit z. T. alter, teilweise renovierter Bausubstanz und relativ ho-
hen Grünanteilen

• Gebäudebestand, vor allem die landwirtschaftlichen Nebengebäude mit Brutpoten-
zial für Gebäudebrüter und evtl. Quartiere von Fledermäusen, Fassaden der Gebäude 
i.d.R. intakt und ohne Fehlstellen oder Lücken im Mauerwerk

• auch älterer Baumbestand möglicherweise mit Quartierpotenzial für Fledermäuse
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Kriterium Beschreibung

Bestehende Vorbelastungen:

• locker bebaute, bäuerlich geprägte zentrale Ortslage mit größeren Grünanteilen

• gesamte Region mit dörflicher Prägung

• mit Ausnahme der stärker befahrenen Leidinger Straße entsprechend moderate 
Lärmbelastung durch Kfz-Verkehr

Bedeutung als Lebensraum für abwägungs- oder artenschutzrechtlich relevante Tier- und 
Pflanzenarten:

• dörflicher Siedlungsbereich, der insbesondere den siedlungsholden Vogelarten, 
unter ihnen vor allem den Gehölzbrütern und Halbhöhlen- und Nischenbrütern Le-
bensraum und Brutmöglichkeiten bietet

• z.T. historische Bauernhäuser mit gegliederten Fassadenstrukturen und Nistpotenzial 
für Gebäudebrüter und evtl. Quartierpotenzial für Fledermäuse

• als Gebäudebrüter sind vor allem Haussperlinge zu erwarten, Mehl- und Rauch-
schwalbe waren vermutlich zu Zeiten der früheren aktiven landwirtschaftlichen Nut-
zung präsent

• in Bezug auf Fledermäuse ist zumindest mit einem Vorkommen resp. einer Quartier-
nutzung der eher häufigeren synantropen Arten (z.B. Zwerg- und Breitflügelfleder-
maus) innerhalb des Geltungsbereiches zu rechnen

• im innerorts technisch ausgebauten Weinbach und im angrenzenden schnellfließen-
den Ihner Bach bestehen keine Laichmöglichkeiten für Amphibien; ob sich auf den 
privat genutzten Freiflächen kleine, evtl. länger perennierende Gewässer befinden, 
konnte nicht endgültig geprüft werden, die streng geschützten FFH-Anhang IV Arten 
(z.B. Gelbbauchunke, Kreuz- und Wechselkröte) sind mit hoher Sicherheit jedoch 
innerörtlich nicht präsent

• ein Vorkommen der in Anh. IV-Arten geführten Reptilien (Schlingnatter, Mauer- und 
Zauneidechse) ist ebenfalls sehr unwahrscheinlich, wobei die im Außenbereich in 
den 90er Jahren nachgewiesene Zauneidechse jedoch auch in den durchgrünten 
Siedlungsbereich vordringen kann

• für streng geschützte Insekten fehlen die Habitatvoraussetzungen bzw. die spezifi-
schen Nahrungs- /Wirtspflanzen (Schmetterlinge); unter den FFH-Arten ist allenfalls 
ein Vordringen der hochmobilen Falter der Spanischen Flagge (Euplagia quadripunc-
taria) denkbar, woraus sich jedoch kein erhöhtes planungsbezogenes Mortalitätsrisi-
ko ergibt

• mit weiteren planungsrelevanten Arten(gruppen) ist nicht zu rechen

Artenschutzrechtliche Beurteilung:

• der Bebauungsplan soll in erster Linie den Bestand sichern bzw. bzw. eine ausufern-
de bzw. nicht ortstypische Bebauung verhindern

• Neubauten sind lediglich in Baulücken, den begrünten Quartierinnern bzw. hinter 
der bestehenden Bebauung vorgesehen, hierbei sind jedoch nicht nur Ziergrünflä-
chen, sondern auch direkt an die Bebauung angrenzende Obstwiesen und andere 
besser strukturierte Grünflächen mit älterem Gehölzbestand betroffen

• in den Grünbereichen sind aufgrund der innerörtlichen Lage vor allem die typischen 
Siedlungsarten zu erwarten, wie Amsel, Kohl- und Blaumeise, Elster, Bachstelze, 
Grün- und Buchfink u.a., für die in Bezug auf die Fortpflanzungs- und Ruhestätten 
eine Legalausnahme gem. § 44 Abs. 5 Nr. 3 BNatSchG gelten darf

• im Falle baulicher Maßnahmen ist daher bei Beachtung der gesetzlichen Rodungs-
fristen nicht damit zu rechnen, dass Verbotstatbestände n. § 44 BNatSchG betroffen 
sind
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Kriterium Beschreibung

• Rückbaumaßnahmen des Gebäudebestandes dürfen jedoch nur dann begonnen 
werden, wenn keine Vögel an oder in den Gebäuden nisten, ggf. ist der Rückbau-
beginn zu verschieben, um den Tötungstatbestand n. § 44 Abs. 1 Nr. 1 auszuschlie-
ßen

• in Bezug auf § 44 Abs. 5 Nr. 3 BNatSchG darf für die häufigen und flexiblen Arten 
wie Hausrotschwanz oder Bachstelze die o.g. Legalausnahme vorausgesetzt werden, 
daneben sind jedoch auch Arten möglich sind, für die dies aufgrund der Aufführung 
in den Roten Listen und/oder der aktuellen Bestandstrends und/oder der Nistplatz-
tradition nicht zulässig ist, hierzu gehört auch der Haussperling und der Mauersegler 
sowie Rauch- und Mehlschwalbe

• in den Scheunen sind in Spalten und Ritzen der Bretterverschläge der landwirtschaft-
lichen Nebengebäude, in den Sparrenritzen oder ggfs. auch in Dachstühlen der Ge-
bäude, Zwischendächer oder Kriechböden sind übertagende Fledermäuse nicht aus-
zuschließen

Artenschutzrechtlich begründete Maßnahmen:

• zur Vermeidung der Tötung von nistenden Vögeln bzw. der Entfernung von Gelegen 
sind die gesetzlichen Rodungsfristen n. § 39 Abs. 5 BNatSchG zwingend einzuhalten

• sollten ältere Bäume mit Baum- und größeren Asthöhlen entfernt werden, sind diese 
endoskopisch auf Spuren einer Quartiernutzung durch Fledermäuse (Kotreste) oder 
Bruten von Höhlenbrütern (Spechte u.a.) zu überprüfen; im Nachweisfall sind künst-
liche Nisthilfen oder Quartiere als Ersatz vorzusehen

• vor dem Rückbau von Gebäuden gelten die folgenden Richtlinien:

• vor dem Rückbau sind Gebäude auf den konkreten Besatz von Gebäudebrütern 
und übertagenden Fledermäusen (Dachstuhl, Fassaden) zu prüfen

• sollten hierbei Gebäudebrüter nachgewiesen werden, dann ist der Beginn des 
Rückbaus auf die Zeit nach Ende der Ästlingsphase zu verschieben

• sollten Brutnach- oder -hinweise des Haussperlings, des Mauerseglers oder der 
Mehl- oder Rauchschwalbe erbracht werden, dann ist der Verlust an Brutplät-
zen durch künstliche Nisthilfen am neuen Gebäudebestand auszugleichen; in 
Absprache mit der UNB ist hierbei ggfs. eine Ausnahmegenehmigung n. § 45 
BNatSchG erforderlich, bei der auch zu klären ist, ob das Nistangebot kontinu-
ierlich (d.h. auch während der Bauphase, dann als CEF-Maßnahme) bereitste-
hen muss

• im Falle einer Sommerquartiernutzung durch spaltenbewohnende Arten wie 
der Zwerg- oder Breitflügelfledermaus sind die Abrissarbeiten auf die Winter-
monate Dezember bis Februar zu beschränken, da sich die Tiere dann in ihren 
frostsicheren Winterquartieren befinden; die ökologische Funktion der Ruhe-
stätten im räumlichen Verbund des Siedlungsbereiches von Ihn mit vergleich-
baren Quartierpotenzialen kann in diesem Fall weiterhin als gegeben gelten 
und eine Verschlechterung des Erhaltungszustandes ist nicht anzunehmen

• für den sehr unwahrscheinlichen Fall des Vorkommens einer Kolonie oder tra-
dierten Wochenstube (z.B. in einem Dachstuhl) ist das weitere Vorgehen mit 
der zuständigen Naturschutzbehörde abzustimmen

Auswirkungen im Sinne des Umweltschadensgesetzes:

• Lebensraumtypen n. Anh. 1 der FFH-Richtlinie sind nicht betroffen

• da den Flächen innerhalb des Geltungsbereiches keine essentielle Bedeutung als 
Lebensraum i.S.d. § 19 Abs. 3 Nr. 1 BNatSchG zugewiesen werden kann, entspre-
chende Arten hier nicht vorkommen oder im Falle der hier potenziell vorkommenden 
Arten(gruppen) eine Verschlechterung des Erhaltungszustandes nicht prognostiziert 
werden kann, sind Schäden n. § 19 BNatSchG i.V. mit dem Umweltschadensgesetz 
nicht zu erwarten
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Kriterium Beschreibung

• eine behördliche Freistellung von der Umwelthaftung ist für den im Wesentlichen auf 
eine Bestandssicherung zielenden Bebauungsplan möglich, da die o.g. Maßnahmen 
bauplanungsrechtlich festgesetzt werden

Geltendes Planungsrecht

Flächennutzungsplan Darstellung: Wohnbauflächen, gemischte Bauflächen und Gemeinbedarfsflächen

Entwicklungsgebot gem. § 8 Abs. 2 BauGB somit überwiegend erfüllt

Quelle: Gemeinde Wallerfangen; Bearbeitung: Kernplan

Bebauungsplan Ein Bebauungsplan liegt nicht vor. Aktuell ist die Fläche überwiegend nach § 34 BauGB 
(Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile) zu be-
urteilen.
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Begründung der Festsetzungen und 
weitere Planinhalte

Art der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 4 und 
5 a BauNVO

Allgemeines Wohngebiet (WA 1-2)

Gem. § 4 BauNVO

Bei dem Bereich nördlich der Rammelfanger 
Straße sowie bei dem Bereich im südlichen 
Verlauf der Leidinger Straße handelt es sich 
bereits im Bestand um Gebiete, die vorwie-
gend dem Wohnen dienen. Diese Gebiete 
sind  bereits überwiegend bebaut, sodass 
Nachverdichtungen nur vereinzelt möglich 
sind. 

Um die bestehenden Nutzungen 
planungsrechtlich zu sichern werden diese 
Gebiete daher als allgemeines Wohngebiet 
(WA 1 - 2) festgesetzt.

Ein allgemeines Wohngebiet ist ein Bauge-
biet, dessen Zweckbestimmung vorwiegend 
dem Wohnen dient. Im Unterschied zum 
Reinen Wohngebiet können jedoch auch er-
gänzende öffentliche und private Einrich-
tungen, die die Wohnruhe nicht wesentlich 
stören, zugelassen werden.

Innerhalb des allgemeinen Wohngebietes 
(WA 1 - 2) sind neben Wohngebäuden dem-
nach auch Schank- und Speisewirtschaften 
sowie Anlagen für kirchliche, kulturelle, so-
ziale, gesundheitliche und sportliche Zwe-
cke zulässig. Darüber hinaus können nicht 

störende Handwerksbetriebe, Betriebe des 
Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht 
störende Gewerbebetriebe, Anlagen für Ver-
waltungen sowie Gartenbaubetriebe aus-
nahmsweise zugelassen werden. Diese Nut-
zungen sollen sich in erster Linie im unmit-
telbaren Ortskern ansiedeln.

Zudem wird für den bestehenden landwirt-
schaftlichen Betrieb im Bereich der Ram-
melfanger Straße ein „erweiterter Be-
standsschutz“ festgesetzt. Demnach wird 
gem. § 1 Abs. 10 BauNVO festgesetzt, dass 
auf den Parzellen im Flur 6 mit den Num-
mern 200/4; 218/5; 245/6; 257/11; 245/5; 
257/4; 246; 245/4; 242/1; 1276/242; 241; 
240; 1595/223; 257/12; 1685/243 bei fol-

Ausschnitt der Planzeichnung, ohne Maßstab; Quelle: Kernplan

MDW 2 II

GRZ
0,6

THmax = 7,50 m

o 2 WE

WA 2 III

GRZ
0,4

THmax = 8,50 m

o 3 WE

WA 1 II
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0,4

THmax = 7,50 m

o 3 WE
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0,6

THmax = 7,50 m

o 2 WE

MDW 1 II
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0,6

THmax = 7,50 m

a 2 WE

MDW 1 II

GRZ
0,6
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a 2 WE

MDW 1 II

GRZ
0,6
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a 2 WE

MDW 3 III

GRZ
0,6

THmax = 7,50 m

o 2 WE
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genden vorhandenen Nutzungen Änderun-
gen und Erneuerungen zulässig sind:

• Stallungen in Massivbauweise für Groß-
vieh (z. B. Schafe und Schweine),

• Futtermittel-Getreidesilos sowie

• Lagerstätten von Heu und Stroh für die 
Tierhaltung.

Dieser wird somit im Bestand gesichert.

Mit dem Ausschluss von der Versorgung des 
Gebiets dienenden Läden und Tankstellen 
wird zudem sichergestellt, dass keine Nut-
zungen, die die Bewohner und den ge-
wünschten bzw. gegebenen Charakter der 
Gebiete stören könnten, zulässig sind. Zu-
dem sind die Gebiete insbesondere auch er-
schließungstechnisch (Zufahrt, Unterbrin-
gung des ruhenden Verkehrs) und dem da-
mit einhergehenden üblicherweise erhöh-
ten Flächenbedarf nicht für diese Nutzun-
gen geeignet. Darüber hinaus sind Tankstel-
len gestalterisch nur schwer zu integrieren. 
Läden sollen im Ortskern angesiedelt wer-
den.

Dörfliches Wohngebiet (MDW 1-3)

Gem. § 5 a BauNVO

Innerhalb des Plangebietes, im Bereich der 
Straßen „Zum Hatzenbüsch“, „Im Ecken“, 
Weinbachstraße und südlich der Rammel-
fanger Straße,  finden sich im Bestand ge-
mischt genutzte Bauflächen (Wohnen, Ge-
werbe). Geprägt wird das Gebiet hierbei 
insbesondere durch die noch erhaltenen, 
teils ortsbildprägenden Bauernhäuser (süd-
westdeutschen Einhäuser) und die teils 
noch vorhandenen landwirtschaftlichen 
Nutzungen (überwiegend als Neben-
erwerbsstellen). 

Um diese bestehenden Nutzungen 
planungsrechtlich zu sichern, die Strukturen 
weiter zu entwickeln und den dörflichen 
Charakter des Ortes zu erhalten, werden 
diese Bereiche als dörfliches Wohngebiet 
festgesetzt.

Gem. § 5 a BauNVO dienen dörfliche Wohn-
gebiete dem Wohnen sowie der Unterbrin-
gung von land- und forstwirtschaftlichen 
Nebenerwerbsstellen inkl. den dazugehöri-
gen Wohnungen und Wohngebäuden sowie 
von nicht wesentlich störenden Gewerbe-
betrieben. Die Nutzungsmischung muss da-
bei nicht gleichgewichtig sein.

Darüber hinaus sind innerhalb des dörfli-
chen Wohngebietes auch Kleinsiedlungen 
einschl. Wohngebäuden mit entsprechen-

den Nutzgärten, nicht gewerblichen Einrich-
tungen und Anlagen für die Tierhaltung, die 
der Versorgung des Gebiets dienenden Lä-
den sowie Schank- und Speisewirtschaften, 
Betriebe des Beherbergungsgewerbes und 
Anlagen für örtliche Verwaltungen sowie für 
kirchliche, kulturelle, soziale und gesund-
heitliche Zwecke allgemein zulässig.

Da Kleintierhaltung ohnehin zulässig ist, 
umfassen nicht gewerbliche Einrichtungen 
und Anlagen für die Tierhaltung vornehm-
lich die freizeitbezogene Haltung von Groß-
tieren, wie Pferden, Ziegen und Schweinen. 
Der Kommentar spricht hierbei von einer 
Tierhaltung in kleinem Umfang von weni-
gen Tieren (BeckOK BauNVO/Hornmann, 
32. Ed. 15.1.2023, BauNVO § 5a Rn. 99).

Allerdings sind nicht alle Nutzungen des 
BauNVO-Kataloges an diesem Standort 
ausnahmslos realisierungsfähig. Anlagen 
für sportliche Zwecke und Gartenbaubetrie-
be werden demnach nur ausnahmsweise 
zugelassen, ebenso Wirtschaftsstellen land- 
und forstwirtschaftlicher Betriebe und die 
dazugehörigen Wohnungen und Wohnge-
bäude, die im Haupterwerb betrieben wer-
den. 

Für diese Nutzungen ist das Gebiet insbe-
sondere aufgrund des üblicherweise erhöh-
ten Flächenbedarfs und der erforderlichen 
Unterbringung des ruhenden Verkehrs nicht 
geeignet. Zudem sind Gartenbaubetriebe 
gestalterisch nur schwer zu integrieren.

Durch die ausnahmsweise Zulässigkeit von 
Wirtschaftsstellen land- und forstwirtschaft-
licher Betriebe , die im Haupterwerb betrie-
ben werden, sollen Beeinträchtigungen der 
Nachbarschaft im Einzelfall geprüft und 
ausgeschlossen werden.

Ferner gelten Tankstellen, als ungeeignet für 
den Standort (vgl. Gartenbaubetriebe). Die-
se sind daher im Bereich des dörflichen 
Wohngebietes grundsätzlich unzulässig.

Bedingte Zulässigkeit

Gem. § 9 Abs. 2 BauGB

Aufgrund der Altlastenverdachtsfläche mit 
der Bezeichnung WAL_2499 „Altablage-
rung Ihn 2, Bichelswiese, Erdmassen und 
Bauschutt, Status Kontaminationsverdacht“ 
besteht das Erfordernis einer zeitlich gestaf-
felten städtebaulichen Entwicklung und 
Ordnung. 

Die Zulässigkeit von Vorhaben und Nutzun-
gen ist so lange eingeschränkt, bis gutach-

terlich durch einen nach § 18 BBodSchG zu-
gelassenen Sachverständigen mittels einer 
orientierenden Untersuchung entweder der 
Verdacht einer schädlichen Bodenverände-
rung ausgeräumt wird oder durch eine Bo-
densanierungsmaßnahme eine Gefährdung 
empfindlicher Nutzungen ausgeschlossen 
ist. 

Hierbei handelt es sich nicht um eine Bau-
sperre, da der Bedingungseintritt herbeige-
führt werden kann.

Maß der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 - 
21a BauNVO

Höhe baulicher Anlagen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 18 
BauNVO

Die Höhenentwicklung in dem Gebiet wird 
über die Höhe baulicher Anlagen durch 
Festsetzung der Traufhöhe exakt geregelt. 
Die Festsetzungen leiten sich dabei weitge-
hend aus der Bestandsbebauung des Plan-
gebiets ab.

Innerhalb des allgemeinen Wohngebietes 
(WA 1) sowie im Bereich des dörflichen 
Wohngebietes (MDW 1 - 2) ist demnach 
eine einheitliche Traufhöhe von max. 7,50 
m zulässig. 

Dem gegenüber wird im Bereich des allge-
meinen Wohngebietes (WA 2) eine erhöhte 
Traufhöhe von max. 8,50 m festgesetzt.  
Damit wird den topografischen Gegeben-
heiten in diesem Bereich Rechnung getra-
gen. Da die angrenzende Rammelfanger 
Straße, welche zugleich der untere Bezugs-
punkt hinsichtlich der Höhe darstellt, deut-
lich niedriger als die angrenzenden Grund-
stücke des WA 2 liegt, ist die Festsetzung 
der erhöhten max. Traufhöhe erforderlich. 

Auf die Festsetzung der Firsthöhe wird ver-
zichtet, da eine weitgehend ähnliche Trauf-
höhe prägend ist und die Firsthöhe variiert. 
„Einheitlichkeit“ wird hier durch die über-
wiegend vorkommenden geneigten Dach-
flächen (in erster Linie Satteldächer) erzielt. 

Wie bei der Begrenzung der Zahl der Vollge-
schosse wird auch mit der Festsetzung der 
Höhe baulicher Anlagen die Höhenent-
wicklung begrenzt und so ein relativ ein-
heitliches Erscheinungsbild im Plangebiet 
sichergestellt sowie einer Beeinträchtigung 
des Erscheinungsbilds des Umfelds ent-
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gegengewirkt. Die Höhe baulicher Anlagen 
orientiert sich dabei weitgehend an der be-
reits bestehenden Bebauung des Plange-
biets.

Mit der Höhenfestsetzung wird somit dem 
Ziel, den dörflichen Gebietscharakter zu be-
wahren und weiterzuentwickeln, Rechnung 
getragen. Einer gegenüber der noch erhal-
tenen teils ortsbildprägenden Bestandsbe-
bauung unverhältnismäßig überdimensio-
nierten Höhenentwicklung wird vorge-
beugt.

Für die Festsetzung der Höhe der baulichen 
Anlagen sind gem. § 18 BauNVO eindeuti-
ge Bezugshöhen erforderlich, um die Höhe 
der baulichen Anlagen genau bestimmen zu 
können. Die Bezugshöhen sind der Festset-
zung zu entnehmen.

Durch Photovoltaikmodule / Solarmodule 
inkl. der zum Betrieb erforderlichen Anlagen 
und Bauteile kann die zulässige Gebäude-
oberkante überschritten werden.

Beim Wiederaufbau eines Gebäudes, wel-
ches wegen seiner geschichtlichen, künstle-
rischen oder städtebaulichen Bedeutung er-
haltenswert ist, kann ausnahmsweise von 
der festgesetzten Gebäudehöhe abgewi-
chen werden.

Grundflächenzahl (GRZ)

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §  19 
BauNVO

Die Grundflächenzahl nach §  19 Abs.  1 
BauNVO ist eine Verhältniszahl, die angibt, 
wie viel Quadratmeter Grundfläche je Qua-
dratmeter Grundstücksfläche zulässig sind. 
Demnach erfasst die Grundflächenzahl den 
Anteil des Baugrundstücks, der von bauli-
chen Anlagen überdeckt werden darf. Folg-
lich wird hiermit zugleich ein Mindestmaß 
an Freiflächen auf dem Baugrundstück ge-
währleistet (sparsamer Umgang mit Grund 
und Boden). 

Die Festsetzung einer GRZ von 0,4 im Be-
reich des allgemeinen Wohngebietes (WA 1 
- 2) sowie von 0,6 im Bereich des dörflichen 
Wohngebietes (MDW 1 - 2) entspricht ge-
mäß § 17 BauNVO den jeweiligen Orientie-
rungswerten für die bauliche Nutzung die-
ser Gebiete. Die Festsetzung wird in Anleh-
nung an die Bestandsbebauung festgesetzt. 
Bei der Ermittlung der Grundflächenzahl 
sind die privaten Grünflächen als Teil des 
Baugrundstücks/ Grundstücksfläche zu be-
rücksichtigen.

Die Grundflächenzahl darf gemäß BauNVO 
durch die Grundflächen von Garagen und 
Stellplätzen mit ihren Zufahrten, 
Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO 
und baulichen Anlagen unterhalb der Ge-
ländeoberfläche, durch die das Baugrund-
stück lediglich unterbaut wird, bis zu einer 
GRZ von 0,6 im Bereich des allgemeinen 
Wohngebietes (WA 1 - 2) sowie bis zu einer 
GRZ von 0,8 im Bereich des dörflichen 
Wohngebietes (MDW 1 - 2) überschritten 
werden.

Mit der differenzierten Regelung der GRZ 
wird sichergestellt, dass lediglich unterge-
ordnete Nebenanlagen wie Stellplätze zu 
einem höheren Maß der baulichen Nutzung 
führen werden. Unvertretbaren Versiegelun-
gen durch Hauptgebäude wird damit be-
gegnet, die anteilsmäßige Flächenbegren-
zung wird gewahrt. 

Zahl der Vollgeschosse

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §  20 
BauNVO

Zur eindeutigen Bestimmung des Maßes 
der baulichen Nutzung ist eine dreidimen-
sionale Maßfestsetzung notwendig. Gemäß 
§ 20 Abs. 1 BauNVO gelten als Vollgeschos-
se die Geschosse, die nach landesrechtli-
chen Vorschriften Vollgeschosse sind oder 
auf ihre Zahl angerechnet werden.

Die Zahl der Vollgeschosse orientiert sich 
weitgehend an der Bestandsbebauung des 
Gebiets. 

Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes 
(WA 1) und des dörflichen Wohngebietes 
(MDW 1 und 2) sind demnach maximal 
zwei Vollgeschosse zulässig. Dadurch wird 
eine überdimensionierte Höhenentwicklung 
in den Gebieten grundsätzlich verhindert.

Dem gegenüber ist im Bereich des Allgemei-
nen Wohngebietes (WA 2) und des dörfli-
chen Wohngebietes (MDW 3) eine erhöhte 
Geschossigkeit von max. drei Vollgeschos-
sen festgesetzt. Dies ist den topografischen 
Gegebenheiten in diesen Bereichen ge-
schuldet. Da das Plangebiet in diesen Berei-
chen stark abfällt, ragen die Keller teils über 
die Geländeoberfläche hinaus und gelten 
daher potenziell ebenfalls als Vollgeschoss.

Die Festsetzung der Vollgeschosse ermög-
licht insgesamt die Wahrung des dörflichen 
Charakters des Plangebietes. Zusammen 
mit der Festsetzung der Höhe baulicher An-
lagen kann vermieden werden, dass es 
durch eine Ausnutzung der Geschossigkeit 

(Staffelgeschoss, Keller) zu einer un-
erwünschten Höhenentwicklung kommt.

Einer Beeinträchtigung des Ortsbilds und 
einer Weg-Entwicklung von der ländlichen 
Struktur des Ortes wird mit der Festsetzung 
der Zahl der Vollgeschosse entgegenge-
wirkt. 

Bauweise

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. §  22 
BauNVO

Die Bauweise legt fest, in welcher Art und 
Weise die Gebäude auf den Grundstücken 
in Bezug auf die seitlichen Nachbargrenzen 
angeordnet werden.

Die dörfliche Prägung des Ortsbildes geht 
maßgeblich von der Gebäudekubatur aus, 
weshalb diese planungsrechtlich in einem 
angemessenen Rahmen gesichert werden 
soll. Voluminöse Einzelfälle, die potenziell 
zum Maßstab für Vorhaben nach § 34 Abs. 
1 BauGB werden können, bergen die Ge-
fahr eines Einfalltors für weitere Vorhaben, 
welche im Zusammenhang zu einem Verlust 
des charakteristischen Ortsbildes führen 
könnten. 

Für das allgemeine Wohngebiet (WA 1 - 2) 
sowie für das dörfliche Wohngebiet (MDW 
2) wird demnach eine offene Bauweise 
gem. § 22 Abs. 2 BauNVO festgesetzt. In 
der offenen Bauweise sind Gebäude mit 
seitlichem Grenzabstand zu errichten (ent-
spricht der Bestandssituation). Bei Doppel- 
und Reihenhäusern ist eine Grenzbebauung 
zulässig. Die Gebäudelänge darf im allge-
meinen Wohngebiet (WA  1-2) maximal 
14,00 m betragen, im dörflichen Wohnge-
biet (MDW 2) bis zu 16,00 m. Die Entste-
hung gebietsuntypischer, großer 
Baustrukturen wird somit vermieden.

Für das dörfliche Wohngebiet (MDW 1) wird 
dem gegenüber eine abweichende Bauwei-
se gem. § 22 Abs. 4 BauNVO festgesetzt. In 
der abweichenden Bauweise ist eine Grenz-
bebauung bzw. eine Bebauung im Grenzab-
stand zulässig. Die Festsetzung einer abwei-
chenden Bauweise in diesen Baugebieten 
entspricht der bestehenden Bebauung. Die 
Gebäudelänge darf maximal 16,0 m betra-
gen. Die Entstehung gebietsuntypischer 
Baustrukturen wird somit vermieden. Diese 
Grenzen sollen zum Erhalt des Ortsbildes 
beitragen und verträgliche Neuerrichtungen 
fördern. 

Beim Wiederaufbau eines Gebäudes, wel-
ches wegen seiner geschichtlichen, künstle-
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rischen oder städtebaulichen Bedeutung er-
haltenswert ist, kann ausnahmsweise von 
der festgesetzten maximalen Gebäudelän-
ge abgewichen werden.

Überbaubare und nicht 
überbaubare Grundstücksflächen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 Abs. 
3 BauNVO

Mit der Festsetzung der überbaubaren 
Grundstücksflächen durch Baugrenzen wer-
den die bebaubaren Bereiche der Grundstü-
cke definiert und damit die Verteilung der 
baulichen Anlagen auf den Grundstücken 
geregelt. Gem. § 23 Abs. 3 BauNVO dürfen 
Gebäude und Gebäudeteile die Baugrenze 
nicht überschreiten. Demnach sind die Ge-
bäude innerhalb des im Plan durch 
Baugrenzen definierten Standortes zu er-
richten.

Die Festsetzungen der Baugrenzen orientie-
ren sich weitgehend an der Bestandsbebau-
ung des Plangebiets. Ein Erweiterungsspiel-
raum wird dabei insbesondere in den rück-
wärtigen Bereichen ermöglicht.

Entlang der Rammelfanger Straße sowie der 
Leidinger Straße ist zudem eine ortskernver-
trägliche Nachverdichtung von Seiten der 
Gemeinde Wallerfangen generell vorstell-
bar. Daher wurden in diesen Bereichen 
ebenfalls überbaubare Flächen ausgewie-
sen.

Der Abstand zur Straße innerhalb des Plan-
gebietes wurde so gewählt, dass die 
Fußgängersicherheit durch größere Gebäu-
devorflächen und die Einsehbarkeit der 
Kreuzungsbereiche für den fließenden Ver-
kehr verbessert werden kann. Insbesondere 
im südlichen Verlauf der Rammelfanger 
Straße ist dies im Bestand bislang nicht ge-
geben. Diese Gebäude genießen zukünftig 
Bestandsschutz.

Untergeordnete Nebenanlagen und Einrich-
tungen sind auch außerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen zulässig, 
sofern sie dem Nutzungszweck der in dem 
Baugebiet gelegenen Grundstücke oder des 
Baugebiets selbst dienen und seiner Eigen-
art nicht widersprechen. Die Ausnahmen 
des § 14 Abs. 2 BauNVO gelten entspre-
chend. 

Das gleiche gilt für bauliche Anlagen, so-
weit sie nach Landesrecht in den Abstands-
flächen zulässig sind oder zugelassen wer-
den können.

Damit ist eine Bestandsfestschreibung und 
eine zweckmäßige Bebauung der Grundstü-
cke mit den erforderlichen Nebenanlagen 
und Einrichtungen sichergestellt, ohne ge-
sondert Baufenster ausweisen zu müssen.

Im Bereich des Baudenkmals „Zum Hatzen-
büsch“ Hs.-Nr. 3 sind zwischen der Straßen-
begrenzungslinie und der vorderen Bau-
grenze keine baulichen Nebenanlagen zu-
lässig. Eine negative Überprägung des 
schützenswerten Gebäudes soll damit ver-
mieden werden.

Garagen sind dabei jedoch ausschließlich 
innerhalb der überbaubaren Grundstücks-
flächen und an den seitlichen Grundstücks-
grenzen zulässig. Die Errichtung großflächi-
ger „Garagen-Parks“ in den Blockinnenbe-
reichen wird damit vermieden.

Stellplätze sind dem gegenüber auch außer-
halb der überbaubaren Grundstücksflächen 
zulässig. 

Flächen für den Gemeinbedarf; 
hier: Dorfgemeinschaftshaus 
und Feuerwehr

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB

Im südwestlichen Bereich des Plangebietes 
befindet sich das Dorfgemeinschaftshaus 
samt angrenzender Feuerwehr des Ortsteils 
Ihn.

Zur Sicherung dieser Nutzungen werden 
daher Flächen für den Gemeinbedarf fest-
gesetzt. Zulässig sind hier sozialen Zwecken 
dienende Gebäude und Einrichtungen.

Höchstzulässige Zahl der Woh-
nungen je Wohngebäude

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB

Eine Beschränkung der zulässigen Anzahl 
der Wohneinheiten innerhalb des allgemei-
nen Wohngebietes (WA 1 - 2) auf maximal 
3 je Wohngebäude sowie innerhalb des 
dörflichen Wohngebietes (MDW 1 - 2) auf 
maximal 2 je Wohngebäude verhindert die 
Entstehung von größeren Mehrfamilienhäu-
sern. 

Der Bestandssituation wird damit Rechnung 
getragen. 

Schutzflächen, die von der 
Bebauung freizuhalten sind/ 
Flächen, die nur eingeschränkt 

nutzbar sind; hier: Schutzfläche 
Bachlauf

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB

Zum Schutz der örtlichen Bachläufe (Ihner 
Bach, Weinbach) werden innerhalb des 
Plangebietes entsprechend gekennzeichne-
te Flächen festgesetzt, die von jeglicher Be-
bauung freizuhalten sind (vgl. Nachrichtli-
che Übernahme gem. § 9 Abs. 6 BauGB 
bzgl. Gewässerrandstreifen).

Öffentliche Straßenverkehrs-
fläche

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Die innerhalb des Plangebietes liegenden 
öffentlichen Straßenverkehrsflächen (Lei-
dinger Straße, Rammelfanger Straße, Wein-
bachstraße) werden als öffentliche Straßen-
verkehrsflächen festgesetzt und damit im 
Bestand gesichert.

Verkehrsfläche besonde-
rer Zweckbestimmung; Hier: 
Mischverkehrsfläche

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Die innerhalb des Plangebietes liegenden 
Mischverkehrsflächen („Zum Hatzen-
büsch“, „Im Ecken“, Stichstraße der Ram-
melfanger Straße) werden als Verkehrsflä-
chen besonderer Zweckbestimmung (hier: 
Mischverkehrsflächen) festgesetzt und da-
mit im Bestand gesichert.

Verkehrsfläche besonderer 
Zweckbestimmung; Hier: Öf-
fentlicher Platzbereich

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Die bestehende Platzfläche im Kreuzungs-
bereich Rammelfanger Straße / Weinbach-
straße / Leidinger Straße  wird als Verkehrs-
fläche besonderer Zweckbestimmung (hier: 
Öffentliche Platzflächen) festgesetzt und 
somit im Bestand gesichert.

Die Fläche dient als öffentlicher Platz dem 
Aufenthalt und der Erholung.

Öffentliche Grünflächen; hier: 
Spielplatz

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB
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Angrenzend an das Dorfgemeinschaftshaus 
Ihn findet sich bereits im Bestand ein öf-
fentlicher Spielplatz.

Zur Sicherung dieser Fläche wird für den Be-
reich daher eine  öffentliche Grünfläche mit 
der Zweckbestimmung „Spielplatz“ festge-
setzt.

Private Grünflächen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB

Zum Schutz der örtlichen Bachläufe (Ihner 
Bach, Weinbach) sowie im Hinblick auf den 
Hochwasserschutz und auf Starkregener-
eignisse werden in den Uferbereichen priva-
te Grünflächen festgesetzt.

Innerhalb der festgesetzten privaten Grün-
flächen sind untergeordnete Anlagen und 
Einrichtungen (z.B. Wege, Gartengerätehäu-
ser, ...) gem. Vorgaben der LBO zulässig, die 
dem Nutzungszweck des Baugebiets dienen 
und seiner Eigenart nicht widersprechen.

Wasserflächen; hier: „Wein-
bach“

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB

Der innerhalb des Plangebietes verlaufende 
„Weinbach“ wird als Wasserfläche festge-
setzt und damit im Bestand übernommen.

Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

Zum Schutz potenziell vorkommender pla-
nungsrelevanter Arten (u. a. Gebäudebrüter, 
Fledermäuse) innerhalb des Plangebietes 
werden vorsorglich entsprechende, arten-
schutzrechtlich begründete Maßnahmen 
festgesetzt.

Im nordwestlichen und westlichen Bereich 
des Plangebietes bestehen entlang des Ih-
ner Baches zudem Biotope, die nach § 30 
BNatSchG gesetzlich geschützt sind. Sämtli-
che Handlungen, die zu einer Zerstörung 
oder einer sonstigen erheblichen Beein-
trächtigung der Biotope führen können, 
sind verboten.

Anpflanzen von Bäumen, Sträu-
chern und sonstigen Bepflan-
zungen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB i. V. m. § 9 
Abs. 1 Nr. 20 BauGB

Die hochwertige und qualitätsvolle Ausge-
staltung der Freiräume ist von besonderer 
Bedeutung.

Innerhalb des gesamten Plangebietes sind 
die Gebäudevorflächen, vor allem in den 
Bereichen der Weinbachstraße und der Stra-
ßen „Im Ecken“ und „Zum Hatzenbüsch“, 
größtenteils versiegelt. Gärtnerisch ange-
legte Vorflächen mit Grün- und Gehölz-
strukturen finden sich nur vereinzelt. Diese 
würden jedoch das Erscheinungsbild des 
Gebietes optisch aufwerten. Zudem tragen 
Grün- und Gehölzstrukturen innerhalb des 
Plangebiets zur Verbesserung des Mikrokli-
mas (u. a. Temperaturausgleich) bei.

Demnach ist zukünftig ab drei Stellplätzen 
mindestens ein standortgerechter Laub-
baumhochstamm (Stammumfang 18 - 20 
cm) zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. 
Durch die Festsetzung soll der starken Ver-
siegelung der Gebäudevorflächen bzw. grö-
ßeren Stellplatzflächen entgegenwirkt wer-
den, gleichzeitig werden die Eigentümer 
von Einfamilienhäusern (überwiegend 2 
Stellplätze) nicht eingeschränkt.

Aus klimatischen Gründen wird empfohlen, 
bei Pflanzungen die trocken-/hitzetoleran-
ten Arten zu verwenden.

Nach § 34 BauGB bestanden bisher kaum 
Möglichkeiten, ökologische Qualitäten in 
das Plangebiet einzubringen. Dabei können 
Begrünungen (z. B. Dachbegrünungen) 
neben den positiven Auswirkungen auf das 
Mikroklima auch positive Auswirkungen auf 
das Entwässerungssystem eines Gebiets ha-
ben. Eine weitere Eingrünung des Gebiets 
ist somit wünschenswert und zulässig (z. B. 
Dach- und Fassadenbegrünung), allerdings 
nicht verbindlich festgesetzt.

Lediglich bei Neubauten mit Flachdächern 
sind die Dachflächen mind. extensiv zu be-
grünen.

Mit den getroffenen grünordnerischen Fest-
setzungen wird insgesamt die Entwicklung 
ökologisch hochwertiger Pflanzungen mit 
Mehrwert für das Ortsbild geschaffen.

Festsetzungen aufgrund 
landesrechtlicher Vorschriften 
(gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. 
SWG und LBO)

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 
BauGB i.V. mit §§ 49-54 Saarlän-
disches Wassergesetz)

Die festgesetzten Maßnahmen der Abwas-
serbeseitigung dienen der ordnungsgemä-
ßen Entwässerung aller Flächen innerhalb 
des Plangebiets. Die Entsorgungsinfrastruk-
tur ist aufgrund der bestehenden Bebauung 
bereits vollständig vorhanden.

Die Entwässerung erfolgt demnach im Be-
stand im Mischsystem.

Das nicht schädlich verunreinigte Nieder-
schlagswasser kann in den Ihner Bach oder 
den Weinbach eingeleitet werden. Erfolgt 
dies über gemeinsame Anlagen (Regenwas-
serkanal) oder ist das Niederschlagswasser 
verunreinigt und bedarf einer Vorbehand-
lung, ist eine wasserrechtliche Erlaubnis ge-
mäß § 10 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 
beim LUA zu beantragen. Ansonsten ist die 
Einleitung gemäß § 22 SWG erlaubnisfrei.

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 
4 BauGB i. V. m. § 85 LBO)

Für Bebauungspläne können gemäß § 9 
Abs. 4 BauGB i. V. m. § 85 der saarländi-
schen Landesbauordnung (LBO) gestalteri-
sche Festsetzungen getroffen werden.

Die Zielsetzung des Bebauungsplanes ist 
die Sicherung einer nachhaltigen städte-
baulichen Entwicklung zur Erhaltung des 
dörflichen Charakters des Plangebietes. Es 
gilt den ländlichen Gebietscharakter zu be-
wahren und weiterzuentwickeln. Aus die-
sem Grund ist es notwendig über die Fest-
setzungen eines qualifizierten Bebauungs-
plans hinaus, gestalterische Vorgaben für 
das Plangebiet festzusetzen.

Der Eigentümer wird eingeschränkt, jedoch 
wird dem städtebaulichen Interesse der Ge-
meinde Wallerfangen bzgl. der weiteren 
baulichen Entwicklung des Plangebietes 
Rechnung getragen.

Die gestalterischen Vorgaben sind weitge-
hend aus der Bestandsbebauung abgelei-
tet. Festsetzungen wurden insbesondere zur 
Gestaltung der Dächer und Fassaden sowie 
zu den Nebengebäuden/-anlagen, Stellplät-



Bebauungsplan der Innenentwicklung „Ortskern Ihn“ 19 www.kernplan.de

zen, Einfriedungen und Werbeanlagen ge-
troffen.

Insgesamt ist die Auswahl an verbleibenden 
Gestaltungsmöglichkeiten ausreichend, um 
den individuellen Ansprüchen zu genügen. 
Gleichzeitig wird durch die verschiedenen 
Vorgaben ein harmonisches Erscheinungs-
bild zwischen der vorhandenen Bestands-
bebauung und der neuen Bebauung sicher-
gestellt.

Dach

Das Dach eines Gebäudes hat durch seine 
gestalterische Ausprägung einen wesentli-
chen Einfluss auf das städtebauliche und 
baugestalterische Gesamterscheinungsbild 
eines Gebietes. Mit den getroffenen Vor-
schriften zur Dachform verbleiben ausrei-
chende Gestaltungsspielräume bei der Pla-
nung der Dachkonstruktionen. Gleichzeitig 
werden Auswüchse in jeglicher Richtung 
vermieden. 

Innerhalb des Plangebietes sind heute in 
erster Linie Satteldächer-, (Krüppel-) Walm- 
und Zeltdächer prägend. Daher ist es wich-
tig, in Zukunft die Gestaltungsmöglichkei-
ten von Dächern einzuschränken und auch 
hier weiterhin auf ein einheitliches Erschei-
nungsbild zu achten.

Für die Dächer werden in den bauordnungs-
rechtlichen Vorschriften zudem bestimmte 
Materialien und Farbgebungen zugelassen. 
Diese Vorschriften zielen auf einen einheitli-
chen Gesamteindruck der Bebauung des 
Gebiets ab und dienen dem Erhalt der bau-
historisch wertvollen Gebäudestrukturen. 
Die Festsetzungen bezüglich der Dachein-
deckung sowie der Dachaufbauten orientie-
ren sich dabei an der Bestandsbebauung 
des Plangebietes. 

Die Festsetzung der Farbgebung ist eben-
falls aus der Bestandsbebauung abgeleitet.

Fassade

Die Fassade ist das Gesicht eines Gebäudes 
und für dessen Erscheinungsbild von we-
sentlicher Bedeutung. Bestimmt wird das 
äußere Erscheinungsbild des Gebäudes da-
bei durch Material, Struktur und Farbe der 
Fassade. Um einen einheitlichen Gesamt-
eindruck der Bebauung des Plangebiets zu 
erzielen und die bauhistorisch wertvollen 
Gebäudestrukturen zu erhalten und vor 
einer Überprägung zu schützen, ist es daher 
erforderlich, bauordnungsrechtliche Vor-
schriften bezüglich der Gestaltung von Fas-
saden zu treffen.

Für die Fassaden werden in den bauord-
nungsrechtlichen Vorschriften nur bestimm-
te Materialien und Farbgebungen zugelas-
sen. Die Festsetzungen orientieren sich da-
bei weitgehend an der teils 
ortsbildprägenden Bestandsbebauung und 
dienen insgesamt der Wahrung eines Min-
destmaßes von Gestaltqualität der Fassa-
den. Die Vorschriften zielen auf einen ein-
heitlichen Gesamteindruck der Bebauung 
des Plangebiets ab und dienen dem Erhalt 
der bauhistorisch wertvollen Gebäudestruk-
turen. 

Zudem sind charakteristische Fassadenele-
mente (z. B. Fenster, Sockel oder Türen) 
ortsbildprägender Gebäude sowie Gewän-
de, Gesimse und Ornamente zwingend zu 
erhalten.

Nebengebäude/-anlage

Die Festsetzungen bzgl. der Gestaltung von 
Nebengebäuden/-anlagen dienen der Si-
cherung eines harmonischen Gesamtein-
drucks in dem Gebiet und vermeiden eine 
dominierende Wirkung der Nebengebäude.

Die Nebengebäude/-anlagen sind demnach 
in Gestaltung, Material und Farbe dem 
Hauptgebäude anzupassen. Zudem müssen 
sie sich hinsichtlich Baumasse und Bauge-
staltung den Hauptgebäuden unterordnen. 

Stellplätze, Garagen und Carports

Die Festsetzungen bzgl. der Errichtung von 
Stellplätzen, Garagen und Carports dienen 
der Unterbringung des ruhenden Verkehrs 
auf den Privatgrundstücken und somit der 
Sicherung eines harmonischen Gesamtein-
drucks in dem Gebiet.

Gleichzeitig werden Beeinträchtigungen im 
öffentlichen Straßenverkehrsraum durch 
Parksuchverkehr o. ä. vermieden.

Einfriedungen

Als Einfriedung wird allgemein eine Anlage 
an oder auf der Grundstücksgrenze be-
zeichnet, die das Grundstück nach außen 
hin abgrenzt und gegen Einwirkungen 
schützt (z. B. Zaun, Mauer). 

Die Festsetzung bzgl. der Gestaltung der 
Einfriedungen dient der Sicherung eines 
harmonischen Gesamteindrucks in dem Ge-
biet und verhindert eine überdimensionierte 
Höhenentwicklung und eine Abschirmung 
zum öffentlichen Raum.

Werbeanlage

Werbeanlagen sind ein geeignetes Mittel, 
Bürger und Besucher auf einzelne Nutzun-
gen (Dienstleistung, Gewerbe, etc.) auf-
merksam zu machen. Ein Übermaß an Wer-
bung in dem Gebiet kann jedoch dazu füh-
ren, dass die gestalterischen Werte der Fas-
saden sowie das Erscheinungsbild des his-
torisch wertvollen Bereiches erheblich ge-
stört wird. 

Damit innerhalb des dörflichen Wohngebie-
tes (MDW 1 - 2) Werbeanlagen und -schil-
der nicht zu sehr dominieren und eine 
Überprägung mit Werbung unterbunden so-
wie ein einheitliches Erscheinungsbild er-
langt wird, werden die Werbeanlagen in 
ihrer Art, Größe und Lage beschränkt. Für 
das Plangebiet untypische, das Erschei-
nungsbild störende Werbeanlagen (z. B. 
Werbeanlagen mit Wechsellicht, Lauflicht, 
elektronische Laufbänder, etc.) sind darüber 
hinaus grundsätzlich unzulässig.

Ebenso ist Fremdwerbung generell unzuläs-
sig. Hierdurch soll eine Überfrachtung des 
Plangebietes durch Werbeanlagen verhin-
dert werden.

Im Bereich des allgemeinen Wohngebietes 
(WA 1-2) richtet sich die Zulässigkeit von 
Werbeanlagen nach der Landesbauordnung 
des Saarlandes (LBO).

Sonstige Festsetzungen

Zur Sicherung eines harmonischen Gesamt-
eindrucks in dem Gebiet sind die Abfall- 
und Wertstoffbehälter im Gebäude oder in 
vom Straßenraum aus nicht einsehbaren 
Konstruktionen unterzubringen.

Darüber hinaus werden örtliche 
Bauvorschriften getroffen, die zum 
Klimaschutz beitragen (u. a. Herstellung 
Wege mit versickerungsoffenen Belägen; 
Unzulässigkeit von Schottergärten; Verwen-
dung insektenfreundlicher Beleuchtung).

Kennzeichnungen gem. § 9 
Abs. 5 BauGB

Altlastverdachtsfläche

Im Kataster für Altlasten und altlastver-
dächtige Flächen (ALKA) besteht folgender 
Eintrag:

• WAL_2499 „Altablagerung Ihn 2, Bi-
chelswiese, Erdmassen und Bauschutt, 
Status Kontaminationsverdacht“
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Konkrete Untersuchungen auf der Fläche 
liegen nicht vor. Ebenso ist die genaue Aus-
dehnung der Ablagerung nicht bekannt.

(s. ergänzend hierzu Festsetzung nach § 9 
Abs. 2 BauGB)

Nachrichtliche Übernahme gem. 
§ 9 Abs. 6a BauGB

Die nachrichtlichen Übernahmen sollen Hin-
weisfunktion für die nachfolgenden Nutzer 
als auch für die Vollzugsebene haben.

Nach dem Denkmalschutzgesetz 
geschützte Denkmäler

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
befindet sich eine Einzelanlage, die dem 
Denkmalschutz unterliegen.

Die Einzelanlage ist in der Planzeichnung 
gekennzeichnet. Bauliche Eingriffe, wie 
auch die Veränderung des Erscheinungsbil-
des dieser Einzelanlage bedürfen der Ge-
nehmigung. Dies gilt auch für Anlagen und 
Veränderungen in der Umgebung des Bau-
denkmals, sofern sie dieses nicht nur vorü-
bergehend beeinträchtigen.

Folgendes Gebäude innerhalb des Gel-
tungsbereiches ist denkmalgeschützt:

• Zum Hatzenbüsch Hs.-Nr. 3 
(Einzeldenkmal)

Innerhalb des Plangebiets befinden sich 
denkmalrechtlich geschützte Wegekreuze.

Gewässerrandstreifen

Gem. § 56 Abs. 3 Nr. 1 a) Saarl. Wasserge-
setz (SWG) ist bis zu 5 m gemessen von der 
Uferlinie innerhalb der im Zusammenhang 
bebauten Ortsteile die Errichtung baulicher 
Anlagen nicht zulässig.

Gem. § 56 Abs. 3 Nr. 2 a) Saarl. Wasserge-
setz (SWG) ist bis zu 10 m gemessen von 
der Uferlinie außerhalb der im Zusammen-
hang bebauten Ortsteile die Errichtung bau-
licher Anlagen nicht zulässig.

Der Gewässerrandstreifen ist naturnah zu 
bewirtschaften und von Bebauung freizu-
halten.

Diese Vorgabe findet auch für verrohrte Ge-
wässer Anwendung. Es kann jedoch von der 
Regelung abgewichen werden, wenn eine 
Offenlegung des Gewässers wasserwirt-
schaftlich nicht mehr realisierbar ist.

Da der Weinbach in Teilen verrohrt unter öf-
fentlichen Straßen verläuft und teilweise 
auch überbaut ist, ist eine Offenlegung des 
Gewässers in diesem Bereich als nicht 
wahrscheinlich anzusehen. Daher kann hier 
abweichend von den Vorgaben des § 56 
SWG entschieden werden.

Waldabstand

Es schließt sich Wald im Sinne des § 2 Lan-
deswaldgesetzes an den Geltungsbereich 
an.

Gem. § 14 Abs. 3 LWaldG ist bei der Errich-
tung von Gebäuden auf waldnahen Grund-
stücken ein Abstand von 30 Metern zwi-
schen Waldgrenze und Außenwand des Ge-
bäudes einzuhalten. Die gleichen Abstände 
sind bei der Neubegründung von Wald zu 
Gebäuden einzuhalten. Durch die Erweite-
rung bestehender Gebäude dürfen die ge-
mäß Satz 1 einzuhaltenden Abstände nicht 
verkürzt werden. Die Forstbehörde geneh-
migt Ausnahmen von dem gemäß Satz 1 
einzuhaltenden Abstand, wenn

1. der Eigentümer des zu bebauenden 
Grundstücks zugunsten des jeweiligen 
Eigentümers des von der Abstands-
unterschreitung betroffenen Grund-
stücks eine Grunddienstbarkeit mit 
dem Inhalt bestellt, die forstwirtschaft-
liche Nutzung des von der Abstands-
unterschreitung betroffenen Grund-
stücks einschließlich sämtlicher Einwir-
kungen durch Baumwurf zu dulden 
und insoweit auf Schadensersatzan-
sprüche aus dem Eigentum zu verzich-
ten und

2. aufgrund der Standortgegebenheiten, 
insbesondere der Geländeausformung, 
der Waldstruktur sowie der Windex-
position keine erhöhte Baumwurfge-
fahr besteht.

Dem Antrag auf Genehmigung einer Aus-
nahme ist ein Plan beizufügen, aus dem die 
Flurstücksbezeichnung des Grundstücks so-
wie die genaue Lage des zu errichtenden 
Gebäudes auf dem Grundstück hervorge-
hen.
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Abwägung der öffentlichen und 
privaten Belange

Für jede städtebauliche Planung ist das 
Abwägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 BauGB 
von besonderer Bedeutung. Danach muss 
die Kommune als Planungsträgerin bei der 
Aufstellung eines Bebauungsplanes die öf-
fentlichen und privaten Belange gegenein-
ander und untereinander gerecht abwägen. 
Die Abwägung ist die eigentliche 
Planungsentscheidung. Hier setzt die Kom-
mune ihr städtebauliches Konzept um und 
entscheidet sich für die Berücksichtigung 
bestimmter Interessen und die Zurückstel-
lung der dieser Lösung entgegenstehenden 
Belange.

Die Durchführung der Abwägung impliziert 
eine mehrstufige Vorgehensweise, die im 
vorliegenden Fall aus folgenden drei 
Arbeitsschritten besteht:

• Sammlung des Abwägungsmaterials

• Gewichtung der Belange

• Abwägungsergebnis

Auswirkungen der Planung auf 
die städtebauliche Ordnung und 
Entwicklung sowie die natürlichen 
Lebensgrundlagen

Hinsichtlich der städtebaulichen Ordnung 
und Entwicklung bzw. der natürlichen Le-
bensgrundlagen (im Sinne des § 1 Abs. 6 
BauGB) sind insbesondere folgende mögli-
che Auswirkungen beachtet und in die Auf-
stellung des Bebauungsplanes der Innen-
entwicklung „Ortskern Ihn“ eingestellt:

Auswirkungen auf die allgemeinen 
Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse

Dieser Planungsgrundsatz präzisiert die we-
sentlichen Grundbereiche menschlichen Da-
seins. Er enthält die aus den allgemeinen 
Planungsgrundsätzen entwickelte Forde-
rung für Bauleitpläne, dass die Bevölkerung 
bei der Wahrung der Grundbedürfnisse ge-
sunde und sichere Wohn- und Arbeitsbedin-
gungen vorfindet.

Das bedeutet, dass Wohn- und Arbeitsstät-
ten so entwickelt werden sollen, dass Be-
einträchtigungen vom Planungsgebiet auf 

die Umgebung und von der Umgebung auf 
das Planungsgebiet vermieden werden. 
Dies kann erreicht werden, indem unverein-
bare Nutzungen voneinander getrennt wer-
den.

Die Festsetzungen wurden so gewählt, dass 
künftige Vorhaben hinsichtlich Art und Maß 
der baulichen Nutzung, der Bauweise sowie 
der überbaubaren Grundstücksfläche weit-
gehend der bestehenden Gebäudetypologie 
entsprechen. Somit wird der dörfliche Cha-
rakter innerhalb des ländlich geprägten Or-
tes erhalten. Zusätzlich werden durch die im 
Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen 
jegliche Nutzungen ausgeschlossen, die zu 
Störungen und damit zu Beeinträchtigun-
gen führen können.

Für den Bereich des Futtermittelbetriebes 
wird aktuell ebenfalls ein Bebauungsplan 
aufgestellt, mit dem Ziel die Spannungen, 
die bisher im Ort aufgrund der ausgeübten 
Nutzung existieren, einzudämmen. Die ge-
wählte Art der Nutzungen im Plangebiet 
entspricht der bisherigen Einstufung der Im-
missionsbehörde, sodass planungsrechtlich 
ein Beitrag zur Lösung der Konfliktsituation 
geleistet wird.

Die derzeit im Geltungsbereich vorhande-
nen Nutzungen sind auch zukünftig zuläs-
sig, es kommt zu keiner gravierenden Ände-
rung der vorhandenen Situation. Mit einem 
zusätzlichen Verkehrsaufkommen ist eben-
falls nicht zu rechnen.

Es kommt somit zu keinen nachteiligen Aus-
wirkungen auf gesunde Wohn- und Arbeits-
verhältnisse durch die vorgesehene Pla-
nung. 

Auswirkungen auf die Erhaltung, 
Gestaltung und Erneuerung des Orts- 
und Landschaftsbildes

Das Orts- und Landschaftsbild wird durch 
die Planung nicht negativ beeinflusst. 

Mit dem Bebauungsplan der Innenentwick-
lung „Ortskern Ihn“ und seinen Festsetzun-
gen wird, im Sinne des Ortsbildes von Ihn, 
die bestehende dörfliche Baustruktur im 
Geltungsbereich, unter Betonung der noch 
vorhandenen ortsbildprägenden Substanz 
gesichert. Hierzu sind insbesondere Festset-
zungen hinsichtlich der Art und des Maßes 

der baulichen Nutzung, der Bauweise sowie 
der überbaubaren Grundstücksflächen und 
örtlichen Bauvorschriften getroffen worden. 

Es ist dabei die Zielsetzung, den ländlich ge-
prägten Charakter des Plangebiets zu be-
wahren und weiterzuentwickeln. 

Die Entwicklungen der letzten Jahre haben 
zu einer Aufweitung des Zulässigkeitsrah-
mens nach § 34 BauGB geführt. Insbeson-
dere besteht demnach die Gefahr, dass in 
Baulücken bzw. auf Freiflächen Reihen- 
oder Mehrfamilienhäuser errichtet werden, 
die den dörflichen Charakter des Ortes Ihn 
maßgeblich stören könnten. 

Es ist daher erforderlich, einen Bebauungs-
plan der Innenentwicklung aufzustellen, um 
eine nachhaltige städtebauliche Entwick-
lung und eine sozialgerechte Bodennutzung 
für die Zukunft sicherzustellen.

Mit dem Bebauungsplan wird somit das an-
gestrebte Ortsbild gesichert und der Zielset-
zung bzgl. der weiteren baulichen Entwick-
lung des Plangebiets entsprochen. Die ge-
stalterischen Vorgaben unterstützen dies.

Auswirkungen auf umweltschützende 
Belange

Bei dem Plangebiet handelt es sich um ein 
bereits überwiegend bebautes und er-
schlossenes Gebiet innerhalb der Waller-
fanger Ortsteils Ihn.

Durch die bestehenden Nutzungen im Plan-
gebiet selbst sowie in der unmittelbaren 
Umgebung (innerörtliche Lage) mit den ent-
sprechenden Überbauungen und Versiege-
lungen, Bewegungsunruhen sowie Lärm-
emissionen und den daraus resultierenden 
Störungen weist der Geltungsbereich be-
reits eine Vorbelastung auf.

Es sind keine Schäden nach § 19 BNatSchG 
i. V. mit dem Umweltschadensgesetz für die 
europäischen Vogelarten und deren Habita-
te zu erwarten, da den Flächen innerhalb 
des Geltungsbereiches keine essenzielle Be-
deutung als Lebensraum i. S. d. § 19 Abs. 3 
Nr. 1 BNatSchG zugewiesen werden kann, 
entsprechende Arten innerhalb des Plange-
bietes nicht vorkommen oder im Falle der 
potenziell vorkommenden Arten eine Ver-
schlechterung des Erhaltungszustandes 
nicht prognostiziert werden kann.

Auswirkungen der Planung, Abwägung
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Vom Planvorhaben sind keine Schutzgebie-
te, insbesondere keine Schutzgebiete mit 
gemeinschaftlicher Bedeutung betroffen, 
die dem Planvorhaben entgegenstehen 
könnten.

Im nordwestlichen und westlichen Bereich 
des Plangebietes bestehen entlang des Ih-
ner Baches Biotope, die nach § 30 BNatSchG 
gesetzlich geschützt sind. Sämtliche Hand-
lungen, die zu einer Zerstörung oder einer 
sonstigen erheblichen Beeinträchtigung der 
Biotope führen können, sind verboten.

Insofern kann davon ausgegangen werden, 
dass umweltschützende Belange bei Beach-
tung der artenschutzrechtlich begründeten 
Maßnahmen durch die Planung nicht nega-
tiv beeinträchtigt werden. Eine signifikante 
Erhöhung des Tötungsrisikos ist nicht zu er-
warten.

Auswirkungen auf die Belange des 
Verkehrs und auf die Belange der Ver- 
und Entsorgung

Negative Auswirkungen auf den Verkehr 
sind durch die Planung nicht zu befürchten. 
Bei Nachverdichtung der potenziellen Ent-
wicklungsflächen (entlang der Rammel-
fanger Straße und der Leidinger Straße) ent-
steht zwar ein zusätzliches Verkehrsaufkom-
men. Der Anschluss an das örtliche und 
überörtliche Straßennetz besteht hier je-
doch bereits. Das zusätzlich entstehende 
Verkehrsaufkommen kann somit problem-
los aufgenommen werden, die Erschlie-
ßungsstraßen sind ausreichend dimensio-
niert.

Die Belange der Ver- und Entsorgung wer-
den durch die Planung ebenfalls nicht be-
einträchtigt. Das Plangebiet ist bereits voll-
ständig an das örtliche System der Ver- und 
Entsorgung angeschlossen.

Auswirkungen auf Belange des 
Klimas

Wesentlich negative Auswirkungen auf die 
Belange des Klimaschutzes können weitge-
hend ausgeschlossen werden. Das Gebiet 
ist schon heute bereits überwiegend bebaut 
und vollständig erschlossen (entsprechend 
hoher Versiegelungsgrad).

Zwar lassen die Baufenster innerhalb des 
Plangebietes auch vereinzelt größere Neu-
versiegelungen zu, aufgrund der bereits be-
stehenden Bebauung ist jedoch in erster Li-
nie mit geringfügigen Erweiterungen der 
Bestandsgebäude zu rechnen und nur mit 

punktuellen Ergänzungen durch Neubau-
ten.

Neben der Nutzung von Solarenergie auf 
den Dachflächen sind zudem Fassaden- und 
Dachbegrünungen allgemein zulässig. Ins-
gesamt wird damit ein Beitrag zum 
Klimaschutz geleistet. Zur weiteren Eingrü-
nung des Plangebietes und damit zur Ver-
besserung der klimatischen Verhältnisse 
tragen weiterhin die getroffenen grünord-
nerischen Festsetzungen (u. a. Eingrünung 
Stellplätze) bei.

Abgesehen von potenziell eintretenden ge-
ringfügigen mikroklimatischen Veränderun-
gen, können erhebliche negative Auswir-
kungen daher insgesamt ausgeschlossen 
werden.

Auswirkungen auf Belange des 
Hochwasserschutzes und der Hoch-
wasservorsorge, insbesondere die 
Vermeidung und Verringerung von 
Hochwasserschäden

In Anbetracht der klimatischen Veränderun-
gen wird vorsorglich darauf hingewiesen, 
dass Oberflächenabflüsse (aufgrund von 
Starkregenereignissen) einem kontrollierten 
Abfluss zugeführt werden müssen. Den um- 
liegenden Anliegern darf kein zusätzliches 
Risiko durch unkontrollierte Überflutungen 
entstehen. Hierfür sind bei der Oberflächen-
planung vorsorglich entsprechende Maß- 
nahmen vorzusehen. Besonderer Maßnah- 
men zur Abwehr von möglichen Überflutun-
gen sind während der Baudurchführung 
und bis hin zur endgültigen Begründung 
und Grundstücksgestaltung durch die 
Grundstückseigentümer zu bedenken.

Insofern kann davon ausgegangen werden, 
dass die Belange des Hochwasserschutzes 
durch die Planung nicht negativ beeinträch-
tigt werden.

Darüber hinaus werden im Bereich des Ih-
ner Baches und des Weinbachs vorsorglich 
private Grünflächen ausgewiesen, die von 
einer Bebauung freizuhalten sind. Hierdurch 
wird zugleich ein Beitrag zum 
Hochwasserschutz bzw. zur Minderung der 
Auswirkungen bei Starkregen geleistet. 

Auswirkungen auf Belange der Land- 
und Forstwirtschaft

Den Belangen der Land- und Forstwirtschaft 
wird durch die Ausweisung des dörflichen 
Wohngebietes Rechnung getragen.

Diese dienen u. a. der Unterbringung land- 
und forstwirtschaftlicher Betriebe im  
Nebenerwerb.

Auswirkungen auf private Belange

In den vergangenen Jahrzehnten hat sich 
der Wallerfanger Ortsteil Ihn von einem ty-
pischen Dorf mit Bauernhöfen und Bauern-
gärten zu einem ländlich geprägten 
Wohnstandort entwickelt. Noch heute fin-
den sich hier zahlreiche ehemalige Bauern-
häuser (südwestdeutsche Einhäuser), die 
das Erscheinungsbild des Ortes prägen. Die-
se historisch wertvollen Strukturen sind ins-
besondere im Ortskern zu erkennen.

Die Entwicklungen der letzten Jahre haben 
in Ihn jedoch zum Teil zu darüber hinausge-
henden städtebaulichen Entwicklungen ge-
führt. Insbesondere im Bereich des 
„Ortskerns“ besteht demnach die Gefahr, 
dass in Baulücken, im Bereich von Leerstän-
den bzw. auf Freiflächen Reihen- oder 
Mehrfamilienhäuser errichtet werden, die 
den dörflichen Charakter des Ortes maß-
geblich überprägen könnten.

Es ist daher erforderlich, einen Bebauungs-
plan der Innenentwicklung aufzustellen, um 
eine nachhaltige städtebauliche Entwick-
lung sicherzustellen. Diese ist ohne aktive 
Steuerung gefährdet. 

Mit den getroffenen Vorschriften wird zwar 
in die Baufreiheit des Privaten eingegriffen 
und der Eigentümer eingeschränkt. Gleich-
zeitig wird jedoch dem städtebaulichen In-
teresse der Gemeinde Wallerfangen an 
einer attraktiven, geordneten, ortskernver-
träglichen und nachhaltigen Ortsentwick-
lung entsprochen. Die Erreichung des öf-
fentlichen Zwecks, eine nachhaltige städte-
bauliche Entwicklung zur Erhaltung des 
dörflichen Charakters des Ortsteils zu si-
chern, erfolgt unter größtmöglicher Scho-
nung des Privateigentums. Die bauliche 
Ausnutzbarkeit der Baugrundstücke wird 
nicht eingeschränkt. Dem Bauherrn werden 
zwar Vorgaben gemacht, die ihn auch in 
seinen Gestaltungswünschen einengen, die 
aber dennoch Gestaltungs spielraum ermög-
lichen und keine übermäßige zusätzliche 
Kostenbelastung verursachen. Die Festset-
zungen sind dabei weitgehend aus der be-
stehenden Bebauung abgeleitet. Auswüch-
se in jeglicher Richtung werden somit ver-
mieden. Auch die innerhalb des Plangebie-
tes bestehenden Nutzungen bleiben in Zu-
kunft weitgehend zulässig. Zudem werden 
den Eigentümern, wo möglich, Erweite-
rungs-/ Nachverdichtungsmöglichkeiten in 
der überbaubaren Fläche eingeräumt (im 
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Bereich der Rammelfanger Straße und der 
Leidinger Straße).

Es sind somit Auswirkungen auf private 
Eigentümer zu erwarten, jedoch wird dem 
städtebaulichen Interesse der Gemeinde 
Wallerfangen Rechnung getragen. Der Nut-
zungsart des Plangebiets und der näheren 
Umgebung wird entsprochen. Zudem wur-
den entsprechende Festsetzungen getrof-
fen, um die teils ortsbildprägenden Gebäu-
destrukturen zu schützen. 

Der Großteil der bereits bestehenden Ge-
bäude innerhalb des Plangebietes bleibt 
nach den Festsetzungen auch weiterhin zu-
lässig. Die bisher rechtmäßig entstandenen 
Bauten, die nach den Festsetzungen des 
Bebauungsplanes unzulässig sind, genie-
ßen in Zukunft Bestandsschutz. Sollten die-
se Gebäude irgendwann erneuert oder er-
weitert werden, gilt aus stadtentwicklungs-
planerischer Sicht der neu definierte Rah-
men. Nur so kann langfristig die mit diesem 
Plan beabsichtigte städtebauliche Entwick-
lung herbeigeführt werden.

Beim Wiederaufbau eines Gebäudes, wel-
ches wegen seiner geschichtlichen, künstle-
rischen oder städtebaulichen Bedeutung er-
haltenswert ist, kann ausnahmsweise von 
den Festsetzungen des Bebauungsplanes 
abgewichen werden.

Negative Auswirkungen auf die angrenzen-
de Nachbarschaft sind nicht zu erwarten.

Auswirkungen auf alle sonstigen 
Belange

Alle sonstigen bei der Aufstellung von 
Bauleitplänen laut § 1 Abs. 6 BauGB zu be-
rücksichtigenden Belange werden nach jet-
zigem Kenntnisstand durch die Planung 
nicht berührt.

Gewichtung des  
Abwägungsmaterials

Gemäß dem im Baugesetzbuch verankerten 
Abwägungsgebot (§ 1 Abs. 7 BauGB) wur-
den die bei der Abwägung zu berücksichti-
genden öffentlichen und privaten Belange 
gegeneinander und untereinander gerecht 
abgewogen und entsprechend ihrer Bedeu-
tung in den vorliegenden Bebauungsplan 
eingestellt.

Der aufzustellende Bebauungsplan bringt 
die Interessen der Eigentümer an einer zu-
kunftsorientierten Bebauung in Abwägung 
mit dem städtebaulichen Interesse der Ge-
meinde Wallerfangen an einer geordneten 

und nachhaltigen Entwicklung  des Plange-
bietes.

Gegenüber einer Genehmigung nach § 34 
BauGB wird der Private zukünftig in seinem 
Handlungsspielraum eingeschränkt. Eine 
Beurteilung des Vorhabens nach § 34 
BauGB hätte teilweise eine stärkere Ausnut-
zung der Grundstücke zugelassen. Die Ziel-
setzung der Gemeinde Wallerfangen ist es 
jedoch, im Sinne des Ihner Ortsbildes, eine 
nachhaltige städtebauliche Entwicklung zur 
Erhaltung des dörflichen Charakters bei 
moderater Nachverdichtung des Ortes zu si-
chern. Es gilt eine nachhaltige städtebauli-
che Entwicklung für die Zukunft sicherzu-
stellen.

Aus diesem Grund wird bezüglich der wei-
teren baulichen Entwicklung in Zukunft len-
kend eingegriffen. Dies ist nur möglich, 
wenn die Grenzen des „Einfügens“ nach § 
34 BauGB im Geltungsbereich durch einen 
Bebauungsplan bedeutend feiner gesteuert 
und definiert werden. Die Aufstellung des 
Bebauungsplanes der Innenentwicklung 
„Ortskern Ihn“ ist somit erforderlich.

Die Festsetzungen des Bebauungsplanes 
sind weitgehend aus der bereits bestehen-
den Bebauung abgeleitet, sodass der Ein-
zelne somit nicht unverhältnismäßig einge-
schränkt wird. 

Insgesamt wird dem städtebaulichen Inter-
esse der Gemeinde Wallerfangen eine hö-
here Gewichtung zugeteilt.

Argumente für die Verabschiedung 
des Bebauungsplanes der Innen-
entwicklung „Ortskern Ihn“ 

• Schaffung der planungsrechtlichen Vor-
aussetzungen für eine ortskernverträgli-
che Nachverdichtung im Plangebiet

• Orientierung der Gebäude (Errichtung, 
Änderung, Erneuerung, Erweiterung) 
bei ihrer äußeren Gestaltung (Form, 
Material, Farbe, Werbeanlagen, etc.) an 
der Eigenart des Plangebietes sowie 
Vorgabe des Rahmens des Einfügens

• Erhalt des dörflichen Charakters von Ihn

• Auch Neubauten und Nebengebäude 
sollen an der Straßenflucht ausgerichtet 
werden und sich in die Siedlungsstruk-
tur einfügen

• Verhinderung einer überdimensionier-
ten Höhenentwicklung und Verdichtung 
bei Neubauten

• Keine negativen Auswirkungen auf das 
Orts- und Landschaftsbild

• Keine negativen Auswirkungen auf ge-
sunde Wohnverhältnisse

• Bei Beachtung der artenschutzrechtlich 
begründeten Maßnahmen keine negati-
ven Auswirkungen auf umweltschüt-
zende Belange

• Keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange des Verkehrs

• Keine negativen Auswirkungen auf die 
Ver- und Entsorgung

Argumente gegen die Aufstellung 
des Bebauungsplanes der Innen-
entwicklung „Ortskern Ihn“

Ein mögliches Argument, welches gegen die 
Aufstellung des Bebauungsplanes der In-
nenentwicklung „Ortskern Ihn“ hervorge-
bracht werden könnte, ist die Forderung 
nach dem Gleichheitsgrundsatz, da bis zur 
Aufstellung des Bebauungsplanes eine 
Nachverdichtung nach § 34 BauGB teilwei-
se möglich war.

Ziel des Bebauungsplanes ist es, im Sinne 
des Ortsbildes von Ihn, eine nachhaltige 
städtebauliche Entwicklung zur Erhaltung 
des dörflichen Charakters des Wallerfanger 
Ortsteils zu sichern. Es gilt, den dörflichen 
Gebietscharakter zu bewahren und weiter-
zuentwickeln. Somit wird eine positive pla-
nerische Gestaltungsvorstellung verfolgt. 

Um eine nachhaltige städtebauliche Ent-
wicklung und eine sozialgerechte Boden-
nutzung für die Zukunft sicherzustellen, ist 
es daher erforderlich, einen Bebauungsplan 
der Innenentwicklung aufzustellen.

Aufgrund der Entwicklungen der vergange-
nen Jahre wird daher bezüglich der weite-
ren baulichen Entwicklung in Zukunft len-
kend eingegriffen. Dadurch wird der dörfli-
che Charakter im Plangebiet erhalten und 
weiterentwickelt. Einer zunehmenden Hete-
rogenisierung wird entgegengewirkt.

Fazit

Im Rahmen des Verfahrens zur Aufstellung 
des Bebauungsplanes der Innenentwick-
lung „Ortskern Ihn“ wurden die zu beach-
tenden Belange in ihrer Gesamtheit unterei-
nander und gegeneinander abgewogen. 
Aufgrund der genannten Argumente, die für 
die Planung sprechen, kommt die Gemein-
de Wallerfangen zu dem Ergebnis, dass der 
Umsetzung der Planung nichts entgegen-
steht.


